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EDITORIAL

Liebe Leser,

diese Ausgabe des BID Steuerpolitik ist stark 
durch die Entwicklungen europäischer Themen 
geprägt. So wendet sich der Bundesrat gegen 
das Vorhaben des Rates einer Standard-Mehr-
wertsteuererklärung. Das Vorhaben ist in der 
Tat groß und der Mehrwert zu diskutieren. Des 
Weiteren hat die Kommission auf das Gutach-
ten des Rates zur Rechtmäßigkeit der Finanz-
transaktionssteuer geantwortet und erwar-
tungsgemäß die Einwände beiseite geschoben. 
Außerdem ist Belgien in den Fokus der Kom-
mission gerückt. Geprüft werden Steuerbefrei-
ungen im Bereich Forschung und Entwicklung 
mit Blick auf einen Verstoß gegen die Beihilfe-
vorschriften der EU. 

National möchten wir Sie auf ein BMF-Schrei-
ben hinweisen, in dem das Bundesfinanzminis-
terium Stellung zur steuerrechtlichen Behand-
lung des Erwerbs eigener Anteile nimmt und 
damit die seit 2010 bestehende Regelungslü-
cke schließt. Mit Spannung wird außerdem die 
Auszählung der Mitgliederbefragung der SPD 
zum Koalitionsvertrag erwartet. Um Mitter-
nacht endete die Frist für den Entscheid. Soll-
te sich die Mehrheit für eine Große Koalition 
ausgesprochen haben, könnte Frau Merkel nun 
endlich am 17.12. zur Bundeskanzlerin gewählt 
werden, und der Politikbetrieb würde wieder 
an Schwung gewinnen.

 

 

Dr. Tanja Wiebe, LL.M. 
Managing Director FinTax policy advice

 → TOP-ISSUES

BUNDESRAT: SUBSIDIARITÄTSKLAGE GEGEN DEN 
RICHTLINIENVORSCHLAG DER EU-KOMMISSION FÜR 
EINE STANDARD-MEHRWERTSTEUERERKLÄRUNG

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 29.11.2013 Subsidiaritätsrüge gegen einen 
Vorschlag der EU-Kommission zur Einführung der sogenannten Standard-Mehr-
wertsteuererklärung erhoben (Art. 12 lit. b EUV und Art. 6 des Protokolls Nr. 2). 
Damit folgt er der Empfehlung der Ausschüsse des Bundesrates vom 18.11.2013. 

Hintergrund

Am 23.10.2013 hatte die EU-Kommission einen Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwert-
steuersystem in Bezug auf eine Standard-Mehrwertsteuererklärung, d. h. eine eu-
ropaweit einheitliche Mehrwertsteuererklärung eingereicht, die die nationalen 
Mehrwertsteuererklärungen ersetzen soll. (...)

Den vollständigen Artikel erhalten Sie als Abonnent auf Seite 3

ANTWORT DER EU-KOMMISSION AUF DAS 
GUTACHTEN DES JURISTISCHEN DIENSTES DES EU-
RATES ZUR ANGEZWEIFELTEN RECHTMÄSSIGKEIT 
DER FINANZTRANSAKTIONSSTEUER

Die Europäische Kommission hat eine Antwort auf das Gutachten des juristischen 
Dienstes des Europäischen Rates zur Rechtmäßigkeit der auf Grundlage der Ge-
genpartei geltenden Ansässigkeit von Finanzinstituten hinsichtlich der Einfüh-
rung einer Finanztransaktionssteuer (FTS) in elf Mitgliedstaaten formuliert. Da-
bei kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass eine geplante FTS gem. Art. 4  
Abs. 1f COM(2013) 71 (im Folgenden RL-Entwurf) konform mit internationalem 
Völkerrecht und dem EU-Primärrecht sei. (...)

Den vollständigen Artikel erhalten Sie als Abonnent auf Seite 4

BID Steuerpolitik 2013.51 vom 13.12.2013

PROBEABONNEMENT

Sie lesen hier die auf die ersten beiden Seiten 
gekürzte lite-Version des BID. Gerne bieten 
wir Ihnen an, die vollständige Ausgabe kosten- 
los und unverbindlich für 4 Wochen zur Probe 
zu bestellen. Weitere Informationen hierzu 
auf Seite 3. 

www.steuerpolitik.bid.ag


www.steuerpolitik.bid.ag

Berliner  
informationsdienstBID Steuerpolitik 2013.51 SEITE 2 → TOP ISSUES

CONTENT

 → TOP-ISSUES  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 – 8

 → OUTGOING . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9
 vom 06.12. bis 13.12.2013

Unterrichtung durch den Bundesrech-
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Bundestag: vsl. Wahl der Bundeskanzlerin

Bundesrat: 918. Sitzung zum Vorschlag 
für eine Richtlinie des Rates zur Ände-
rung der Richtlinie 2011/96/EU über das 
gemeinsame Steuersystem der Mutter- 
und Tochtergesellschaften verschiedener 
Mitgliedstaaten

Stakeholder: keine steuerpolitisch relevan-
ten Termine

EU-KOMMISSION PRÜFT STEUERBEFREIUNGEN FÜR 
BESTIMMTE UNTERNEHMEN IN BELGIEN

Die Europäische Kommission hat ein eingehendes Prüfverfahren eröffnet, das 
ergeben soll, ob eine Beihilferegelung für innovative Unternehmen in Belgien 
im Einklang mit den EU-Beihilfevorschriften durchgeführt werde. Im Fokus wer-
den dabei die Bedingungen stehen, zu denen eine Reihe von belgischen Unter-
nehmen einen Steuerrabatt erhalten hat, heißt es in der Pressemitteilung der  
Kommission. 

Das Prüfverfahren betrifft eine im Jahr 2006 von der Kommission genehmigte Re-
gelung zur Förderung von Forschung und Entwicklung (FuE), die „junge innovative 
Unternehmen“ von der Pflicht befreit, einen Teil der Lohnsteuer für wissenschaft-
liches Personal an den Staat abzuführen.  

Belgien habe damals zugesagt, in einem nationalen Gesetz zu definieren, für wel-
che Formen der Forschung nach den EU-Vorschriften für staatliche Beihilfen für 
Forschung, Entwicklung und Innovation (FuEuI) eine Steuerbefreiung gewährt 
werden könne. (...)

Den vollständigen Artikel erhalten Sie als Abonnent auf Seite 6

Die weiteren Themen in dieser Ausgabe:

BMF: STEUERRECHTLICHE BEHANDLUNG DES 
ERWERBS EIGENER ANTEILE

BFH: RÜCKSTELLUNG FÜR PENSIONSZUSAGE; 
EINBEZIEHUNG VON VORDIENSTZEITEN;  
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PARLIAMENTARY  
MONITORING &  
POLITICAL INTELLIGENCE 
Nehmen Sie den Berliner Informationsdienst 
gerne wörtlich: Wir bieten Ihnen alle Infor-
mationen für das politische Berlin als pro-
fessionelle Dienstleistung. Wir reduzieren 
die tägliche Informationsflut auf das Elemen-
tare – den politischen Prozess – und bieten 
ein intelligentes politisches Monitoring für 
Politikberatungen, Unternehmen, Verbände, 
NGOs, aber auch politische Entscheidungs-
träger. Pünktlich zu den Sitzungswochen des 
Bundestages und Bundesrates bietet der BID 
branchenspezifisch die Positionen der politi-
schen Akteure und Key Stakeholder zu den 
Top-Themen der Woche, detaillierte Informa-
tionen über parlamentarische Initiativen und 
Prozesse der Parlamentswoche, den Stand 
aktueller Gesetzgebungsprozesse und einen 
Ausblick auf alle politikfeld-relevanten Ter-
mine. Der BID informiert über die relevanten 
Entscheidungen in Bundestag, Bundesrat, 
Regierung und die Positionen der politischen 
Akteure und direkten Stakeholder. Der Berli-
ner Informationsdienst erscheint für die The-
menfelder Energiepolitik, Gesundheitspolitik, 
Netzpolitik sowie Steuerpolitik und wird her-
ausgegeben von dem think tank polisphere. 

Weitere Informationen finden Sie unter: 
www.bid.ag

REDAKTION
Für allgemeine Fragen zum  
Berliner Informationsdienst steht Ihnen  
die Herausgeberin zur Verfügung: 

Dr. Sandra Busch-Janser  
sbj@bid.ag, 030.20 45 41 -22

Inhaltliche Fragen beantwortet Ihnen gerne 
Ihr persönlicher Ansprechpartner:

für Energiepolitik:   
Moritz Hunger, mh@bid.ag, -26

für Gesundheitspolitik:   
Roberta Wendt, rw@bid.ag, -27

für Netzpolitik:   
Aylin Ünal, au@bid.ag, -25

für Steuerpolitik:   
Dr. Tanja Wiebe, tw@bid.ag, -20
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 → BESTELLFAX AN 030. 20 45 41 -21

Maria Klein-SchMeinK, Sprecherin für Prävention und Patientenrech-

te der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Den notwendigen Paradigmenwechsel bei der Prävention wird es trotz 

mehr Geld nicht geben. Wo Gesundheitsförderung und Prävention am 

dringendsten gebraucht werden, wird weiterhin nicht genug ankommen. 

Es fehlt eine Strategie für sozial Benachteiligte. Dabei läge gerade hier 

das größte Potenzial, um Gesundheitsrisiken frühzeitig entgegen zu wir-

ken. Statt nachhaltiger Stärkung soll die „mediale Durchschlagskraft“ er-

höht werden. Flyer, Leitfäden und Plattformen gibt es bereits viele. Vor 

Ort ist das aber zu wenig. (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 14.01.2013)  

http://goo.gl/JT9KY

Dieter hunDt, Präsident der Bundesvereinigung der Deutschen arbeit-

geberorganisationen

Prävention ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die allen zugutekom-

me und daher aus Steuermitteln bezahlt werden muss. Es ist höchst be-

denklich, wenn die Kassen auch für Menschen Präventionsangebote zahlen 

sollten, die gar nicht bei ihnen versichert seien. (Der Westen, 23.01.2013) 

http://goo.gl/r6QbD

published by polisphere – think tank for political consulting
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REFERENTENENTWuRF zuM PRäVENTiONSGESETz

Das wahrscheinlich letzte große gesundheitspolitische Gesetzgebungsvorhaben 

in dieser Legislatur nimmt Gestalt an, denn das Bundesgesundheitsministerium 

(BMG) hat seinen Entwurf für das Präventionsgesetz am Dienstag, 22. Januar, an 

die Ressorts zur Abstimmung versandt. Ein erstes Eckpunktepapier der Koalition 

war bereits im Dezember von den Koalitionsfraktionen im Bundestag abgestimmt 

worden (BiD update 14.12.2012). Der Referentenentwurf sieht – wie bereits das 

Eckpunktepapier – vor, beim BMG eine „Ständige Präventionskonferenz“ einzu-

richten. Diese Konferenz soll die Aufgabe erhalten, über die Entwicklung von Ge-

sundheitsförderungs- und Präventionszielen und deren umsetzung zu berichten 

sowie Möglichkeiten zur Weiterentwicklung aufzuzeigen. Ein entsprechender 

Bericht soll alle vier Jahre erstellt werden. Mit dem Gesetz wird insbesondere 

den Krankenkassen eine Hauptrolle bei der Präventionsförderung zugeteilt. um 

die Erwartungen zu erfüllen, sollen sie die Ausgaben für die Primärprävention 

jährlich auf sechs Euro je Versicherten erhöhen.  (...)

 → POSiTiONEN

BiD Gesundheitspolitik 2013.05 vom 28.01.2013

EDiTORiAL

Lieber Herr Schneider,

der Bundesverband Managed Care zog auf sei-

nem Jahreskongress am 22. und 23. Januar in 

Berlin Bilanz zu einem Jahr Versorgungsstruk-

turgesetz und stellte seinen Forderungskatalog 

für die Bundestagswahl 2013 vor. ulrike Flach, 

parlamentarische Staatssekretärin, nutzte die 

Veranstaltung, um noch mehr Wettbewerb im 

Gesundheitssektor anzumahnen. Gleichzeitig 

war sie zuversichtlich, dass es zumindest das 

Wettbewerbsrecht für die Krankenkassen (8. 

GWB-Novelle) durch den Vermittlungsaus-

schuss schafft. Die Hamburger Gesundheitsse-

natorin Cornelia Prüfer-Storks (SPD) ist da weni-

ger optimistisch. Wir dürfen also gespannt sein, 

wenn das Gesetz am 29. Januar wieder auf der 

Agenda des Vermittlungsausschusses steht. 

Neben dem Vermittlungsausschuss kommen 

auch in dieser Woche Bundestag und Bundes-

rat zusammen. im Bundestag stehen gleich 

drei öffentliche Anhörung des Gesundheitsaus-

schusses auf dem Programm. So werden ände-

rungsanträge zum Krebsfrüherkennungsgesetz, 

ein „grüner“ Antrag zur Pandemiebekämpfung 

und das Notfallsanitätergesetz beraten. 

Dr. Sandra Busch-Janser 

Vorsitzende polisphere e.V. & Herausgeberin BiD

Den vollständigen Artikel erhalten Sie als Abonnent auf Seite 3
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RösleR foRdeRt schNelleReN Netzausbau
Mit einer Regierungserklärung eröffnete bundeswirtschaftsminister philipp Rösler 
am donnerstag, 14. März, die debatte zur beschleunigung des Netzausbaus. auf 
der tagesordnung standen neben dem Gesetzentwurf der bundesregierung auch 
anträge von spd und bündnis 90/die Grünen zur schaffung einer deutschen Netz-
gesellschaft. die Grünen forderten zudem die finanzielle beteiligung der bürger am 
Netzausbau. Mit den „Maßnahmen zur beschleunigung des Netzausbaus elektri-
zitätsnetze“ wird der bundesbedarfsplans in ein Gesetz  überführt und für die ent-
haltenen Netzausbauvorhaben der vordringliche bedarf festgestellt. Konkret sieht 
der Gesetzentwurf vor höchstspannungsleitungen über eine länge von 2800 Kilo-
metern zu errichten, um den transport von Nord- nach süddeutschland zu sichern, 
sowie das bestehende Netz auf 2900 Kilometer zu erneuern. des weiteren enthält 
das Gesetz eine Rechtswegverkürzung, die die Klagemöglichkeiten einschränkt. so 
soll es bei Rechtsstreitigkeiten rund um die planung neuer stromtrassen künftig 
mit dem bundesverwaltungsgericht nur noch eine instanz zur prüfung geben. als 
drittes werden länderübergreifende und grenzüberschreitende Netzausbauvorha-
ben identifiziert, auf die die Regelungen des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes 
angewendet werden können. das Gesamtpaket soll nach Willen der Regierung 
dazu führen, dass sich die bisherigen planungs- und bauzeiten von derzeit zehn auf 
vier Jahre verkürzen. (...)

 → positioNeN

bid energiepolitik 2013.12 vom 18.03.2013

editoRial
liebe leser,

nächste Woche steht der energiegipfel im Kanzleramt auf dem programm und es sieht tatsächlich so aus, als könnten sich alle be-teiligten auf einen Kompromiss verständi-gen. als einziger Verlierer wird vermutlich der bundesfinanzminister aus dem Gespräch hervorgehen, denn er wird voraussichtlich ein paar steuermilliarden rausrücken müs-sen, damit alle anderen sich zumindest bis zur bundestagswahl über „ihren“ sieg freuen. danach werden die Karten neu gemischt und die neue bundesregierung wird nicht nur von stromerzeugern und -verbrauchern, sondern auch von der eu in die pflicht genommen, das ganze fördersystem noch einmal von Grund auf zu überdenken. Vielleicht stehen ja ein paar gute ideen für die Neuausrichtung im angekündigten „green paper“ der eu? in der letzten sitzungswoche des bundestages vor der osterpause steht nur der antrag der lin-ken zur stromsteuer auf der tagesordnung. dafür ist der Veranstaltungskalender voll. die Grüne bundestagsfraktion diskutiert zur atomhaftungsregelungen, während die uni-ons-fraktion zum Rohstoffkongress lädt.

dr. sandra busch-Janser Vorsitzende polisphere e.V. & herausgeberin bid

GEorG NüSSlEiN, verkehrspolitische Sprecher der CSU-Landesgruppeein beschleunigter Netzausbau ist eine entscheidende Voraussetzung da-
für, dass der umbau der energieversorgung in deutschland gelingt. Mit 
dem bundesbedarfsplangesetz gehen wir einen wichtigen schritt in diese 
Richtung. (finanznachrichten, 14.03.2013) http://goo.gl/hbbgf

den vollständigen artikel erhalten sie als abonnent auf seite 3

pRobeaboNNeMeNt
sie lesen hier die auf die ersten beiden seiten gekürzte lite-Version des bid. Gerne bieten wir ihnen an, die vollständige ausgabe kos-tenlos und unverbindlich für 4 Wochen zur probe zu bestellen. Weitere informationen hierzu auf seite 3. 

PhiliPP röSlEr, Bundeswirtschaftsminister unser ziel ist es, die planung- und bauzeiten von derzeit zehn Jahre auf vier 
Jahre zu verkürzen. (deutschland Radio, 14.03.2013) http://goo.gl/i5iee

in Kooperation mit

Berliner
informationsdienst

→ zur Steuerpolitik

Berliner  

informationsdienst

www.steuerpolitik.bid.ag

 → top-issues

Bundestag und Bundesrat: Besteuerung von 

streuBesitzdividenden Beschlossen

der vermittlungsausschuss hat am 26.02.2013 in seiner Beschlussempfehlung 

die künftige Besteuerung von streubesitzdividenden vorgeschlagen. auf grund-

lage dieses ergebnisses haben der Bundestag am 28.02.2013 und der Bundesrat 

am heutigen Freitag, den 01.03.2013 das gesetz zur umsetzung des eugh-ur-

teils vom 20.10.2011 in der rechtssache c-284/09 (eughdivumsg) beschlossen. 

nach neun Monate währenden auseinandersetzungen zwischen Bundestag und 

Bundesrat konnte damit nunmehr das verfahren abgeschlossen werden.

die Körperschaftsteuerpflicht soll für dividenden aus Beteiligungen von weniger 

als 10 % eingeführt und auf diese Weise als reaktion auf das eugh-urteil vom 

20.10.2011 in der rs. c-284/09 ein unionsrechtskonformer zustand hergestellt 

werden. der vorschlag sieht eine erstattung der einbehaltenen Kapitalertrag-

steuer für die vergangenheit und die Besteuerung von streubesitzdividenden für 

die zukunft vor. (...)

den vollständigen artikel erhalten sie als abonnent auf seite 3

aKtuelles zu den einKoMMensteuer-

Änderungsrichtlinien 2012

nachdem die einkommensteuer-Änderungsrichtlinien 2012 (estÄr 2012) im ok-

tober 2012 von der Bundesregierung beschlossen wurden, hat der Bundesrat 

ihnen am 14.12.2012 zugestimmt, dies allerdings nur unter dem vorbehalt einer 

Modifikation im Bereich der rückstellungsbewertung. aufgrund dieses Ände-

rungsbegehrens muss sich das Bundeskabinett erneut mit den estÄr 2012 be-

fassen, um diese endgültig zu verabschieden. die von der Bundesregierung im 

oktober 2012 beschlossenen estÄr 2012 hatten die aussagen einer verfügung 

der oberfinanzdirektion Münster vom 13.07.2012 zum ansatz niedriger handels-

rechtlicher Bilanzwerte im rahmen der steuerlichen rückstellungsbewertung 

übernommen. Mit ausnahme der pensionsrückstellungen sollte der rückstel-

lungswert in der steuerbilanz auf den zulässigen Wert in der handelsbilanz be-

grenzt werden.  (...) 

den vollständigen artikel erhalten sie als abonnent auf seite 5

Bid steuerpolitik 2013.10 vom 01.03.2013

editorial

liebe leser,

am gestrigen donnerstag hat der Bundestag 

das amtshilferichtlinien-umsetzungsgesetz in 

2. und 3. lesung beschlossen. gleichwohl steht 

der weitere verlauf in den sternen, denn die 

länder haben bereits erkennen lassen, dass sie 

dem entwurf ihre zustimmung versagen wol-

len. stattdessen haben sie einen eigenen ent-

wurf eines Jahressteuergesetzes auf den Weg 

gebracht, der am heutigen Freitag erstmals 

im Bundesrat beraten wurde. im dezember 

2012 scheiterte ein einigungsversuch im ver-

mittlungsausschuss an der von der opposition 

überraschend mit dem Jahressteuergesetz ver-

knüpften steuerlichen gleichstellung homo-

sexueller lebenspartnerschaften. zwar haben 

zahlreiche abgeordnete der cdu nach der ent-

scheidung des Bundesverfassungsgerichts zum 

adoptionsrecht für homosexuelle erkennen 

lassen, dass sie auch eine steuerliche gleich-

stellung befürworten, die debatte hierzu ist je-

doch noch nicht abgeschlossen. dagegen ist die 

lange umstrittene Besteuerung von streube-

sitzdividenden für die zukunft beschlossen. am 

donnerstag und Freitag stimmten Bundestag 

und Bundesrat dem gesetz zu. die einzelhei-

ten sind in dieser ausgabe dargestellt, ebenso 

wie die aktuellen entwicklungen bei den ein-

kommensteuer-Änderungsrichtlinien und die 

abweisung der Klage deutschland durch den 

eugh zur sanierungsklausel.

dr. tanja Wiebe, ll.M. 

Managing director Fintax policy advice

proBeaBonneMent
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schleswiG-holsteiN:  
Vorreiter bei bürGerdiVideNde uNd ccs-Verbot
schleswig-holstein hat mit dem regierungswechsel im Mai 2005 als erstes bundesland ein energiewendeministerium geschaffen. unter der Führung des stellvertretenden Ministerpräsidenten robert habeck (bündnis 90/die Grünen) besetzt das land derzeit verschiedene energiethemen. in dieser woche stand im bundesrat eine initiative gegen „Fracking“ auf der Agenda, die das land ge-meinsam mit Nrw eingebracht hat (bid 2013.05). Nun hat schleswig-holstein auch das thema ccs auf die politische Agenda gehoben und am dienstag, 29. Januar 2013, als erstes bundesland eine Gesetzesinitiative zum Verbot von car-bon capture and storage (ccs) verabschiedet. Zudem wurde in dieser woche bekanntgegeben, dass der übertragungsnetzbetreiber tennet in schleswig-hol-stein ein pilotprojekt zur bürgerbeteiligung starten wird. Gemeinsam mit dem schleswig-holsteinischen Ministerpräsidenten torsten Albig (spd) stellte lex hartmann, Geschäftsführer von tennet, der zuletzt häufig wegen Verzögerun-gen beim Netzanschluss von offshore-windparks kritisiert wurde, die pläne am 30. Januar vor. Ganz im sinne der von bundesumweltminister peter Altmaier im rahmen des 10-punkte-plans vorgestellten „bürgerdividende“ sollen sich insbe-sondere Anrainer mit einer Mindestsumme von 1.000 euro am bau der geplan-ten 380-Kilovolt-leitung an der westküste beteiligen können. (...)
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editoriAl
liebe leser,

lange hatte bundeswirtschaftsminister rös-
ler gebetsmühlenartig wiederholt, dass beim 
eeG endlich etwas passieren müsse, nun hat 
ihn sein Amtskollege Altmaier (offensichtlich 
freudig) mit einem Vorschlag zur „strompreis-
sicherung“ überrascht. Aber nur damit keine 
Missverständnisse auftreten, dadurch soll 
„die grundlegende reform des eeG“ nicht er-
setzt werden. Für den großen wurf brauche 
man jedoch mehr Zeit – und eine andere bun-
desratsmehrheit. das werden die Freunde im 
bMwi nicht gerne hören, denn die arbeiten 
intensiv an einem Konzept für ein zukünftiges 
strommarkt-design, das natürlich wesentlich 
von den erneuerbaren energien mitgeprägt 
werden wird. Klar ist aber schon jetzt, dass 
der „energy only“-Markt um leistungsbe-
standteile ergänzt werden soll, die die Ver-
sorgungssicherheit gewährleisten. Vielleicht 
bietet ja der für ende März angekündigte 
energiegipfel bereits die Gelegenheit zur Vor-
stellung konkreter Vorschläge. Jedenfalls hat 
der Koalitionsgipfel den Ministern rösler und 
Altmaier am donnerstag einige hausaufga-
ben mitgegeben.

dr. sandra busch-Janser 
Vorsitzende polisphere e.V. & herausgeberin bid

Olaf Schulze, energiepolitischer Sprecher der  
SPD-Landtagsfraktion Schleswig-Holstein 
erneuerbare energien brauchen keine co2-speicher. (Ndr, 29.01.2013)http://goo.gl/jlQrZ

probeAboNNeMeNt
sie lesen hier die auf die ersten beiden seiten 
gekürzte lite-Version des bid. Gerne bieten 
wir ihnen an, die vollständige Ausgabe kos-
tenlos und unverbindlich für 4 wochen zur 
probe zu bestellen. weitere informationen 
hierzu auf seite 3. 

Lex Hartman, Geschäftsführer von tennet 
wir wollen den Menschen an der westküste die Möglichkeit bieten, sich an ihrer leitung auch finanziell zu beteiligen. hierdurch und durch den breiten dialogprozess zur trassenfindung wollen wir für Akzeptanz wer-ben, damit eines der wichtigsten projekte für die energiewende gelingt. (schleswig-holstein, 29.01.2013) http://goo.gl/5eszA
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